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SATZUNGEN 

Stadt Neuenbürg 

 

 

 

 

Bebauungsplan 

Örtliche Bauvorschriften 

„Schwabstichäcker“ 

S a t z u n g e n 

       

Der Gemeinderat der Stadt Neuenbürg hat am 14.12.2021 

a) aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches – BauGB – in der zum Zeitpunkt des Sat-

zungsbeschlusses geltenden Fassung, 

b) aufgrund von § 74 Abs. 1 und 7 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg –

 LBO – in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung, 

c) in Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg – GemO – in der 

zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung, 

 den Bebauungsplan „Schwabstichäcker“ sowie  

 die örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan „Schwabstichäcker“ 

als Satzungen beschlossen. 

 

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 

Für den räumlichen Geltungsbereich der Satzungen ist der zeichnerische Teil des Bebau-

ungsplans samt örtlichen Bauvorschriften vom 14.12.2021 maßgebend. Er ist Bestandteil der 

Satzungen. 
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§ 2 Bestandteile der Satzungen 

Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften, bestehend aus: 

1. dem Zeichnerischen Teil (02), Maßstab 1:500 in der Fassung vom 14.12.2021,  

2. dem Textteil (03, Seiten 1-11) mit A Planungsrechtlichen Festsetzungen, B Örtli-

chen Bauvorschriften und C Hinweisen in der Fassung vom 14.12.2021. 

Beigefügt sind eine gemeinsame Begründung (04) in der Fassung vom 14.12.2021 und An-

lagen (05 Artenschutzrechtliche Vorprüfung in der Fassung vom 11.05.2020 sowie 06 Spezi-

elle artenschutzrechtliche Prüfung in der Fassung vom 21.01.2021). 

 

§ 3 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne von § 75 Abs. 3 Nr. 2 LBO handelt, wer den aufgrund von 

§ 74 LBO ergangenen örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt.  

 

§ 4 Ausfertigung 

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzungen und ihrer Bestandteile mit ihren Festset-

zungen durch Zeichnung, Farbe, Schrift und Text mit den hierzu ergangenen Beschlüssen 

des Gemeinderates übereinstimmen und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden 

Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind. Hiermit wird der Bebauungsplan mit örtli-

chen Bauvorschriften ausgefertigt. 

 

Neuenbürg, den …………….. DER BÜRGERMEISTER 

SIEGEL 

 ...................................................... 

 Horst Martin, Bürgermeister  
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§ 5 Inkrafttreten 

Diese Satzungen treten mit der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft  

(§ 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB). 

 

Neuenbürg, den …………….. DER BÜRGERMEISTER 

SIEGEL 

 ...................................................... 

 Horst Martin, Bürgermeister  
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A PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

 Art der baulichen Nutzung 1.

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 4 BauNVO 

Die Art der baulichen Nutzung ist im zeichnerischen Teil in den jeweiligen Nutzungs-

schablonen festgesetzt. 

1.1 Allgemeines Wohngebiet 

§ 4 BauNVO, § 1 Abs. 5, 6 und 9 BauNVO 

(1) Allgemein zulässig sind: 

 Wohngebäude, 

 die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Spei-

sewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe. 

(2) Ausnahmsweise zulässig sind:  

 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportli-

che Zwecke. 

(3) Unzulässig sind: 

 Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 

 Anlagen für Verwaltungen, 

 Gartenbaubetriebe, 

 Tankstellen. 

 Maß der baulichen Nutzung 2.

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16-21a BauNVO 

Das Maß der baulichen Nutzung ist im zeichnerischen Teil durch Festsetzung der 

Grundflächenzahl (GRZ), der Geschossflächenzahl (GFZ), der maximalen Gebäude-

höhe (GHmax), der maximalen Traufhöhe (THmax) sowie der Geschossigkeit in der 

jeweiligen Nutzungsschablone festgesetzt. 

2.1 Gebäude- und Traufhöhen 

(1) Die Höhen werden bemessen zwischen dem unteren und dem oberen Be-

zugspunkt. 
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(2) Der untere Bezugspunkt ist die Höhe der erschließenden öffentlichen Ver-

kehrsfläche an der Grundstücksgrenze (Bordsteinoberkante), senkrecht ge-

messen zur Gebäudemitte. Bei Grundstücken, die von mehreren öffentlichen 

Verkehrsflächen erschlossen werden gilt jene als maßgeblich, zu der die 

Grundstückszufahrt gewandt ist.  

(3) Der obere Bezugspunkt für die Gebäudehöhe ist der höchste Punkt eines Ge-

bäudes, bei Flachdächern einschließlich der Oberkante Attika.  

(4) Der obere Bezugspunkt für die Traufhöhe ist der Schnittpunkt der Außenwand 

mit der Oberkante Dachhaut. Bei Pultdächern gilt dabei der jeweils tiefer lie-

genden Schnittpunkt. Bei Gebäuden mit Staffelgeschoss gilt die Oberkante 

des Rohfußbodens des Staffelgeschosses als Traufhöhe. Staffelgeschosse 

sind Teilgeschosse, die gegenüber den darunterliegenden Geschossen zu-

rückspringen und eine kleinere Grundfläche aufweisen. Die Grundfläche der 

Staffelgeschosse darf maximal 75 % der Grundfläche der darunterliegenden 

Geschosse betragen. 

(5) Carports und Nebenanlagen dürfen eine Gesamthöhe von 3,50 m, gemessen 

von der Oberkante des an das Gebäude angrenzenden Geländes, nicht über-

schreiten. 

(6) Die maximalen Gebäudehöhen sowie die maximale Höhe von Garagen, Car-

ports und Nebenanlagen darf durch Anlagen, die der Energiegewinnung die-

nen (z.B. Sonnenkollektoren, PV-Anlagen, Wärmetauscher) und anderen 

technischen Anlagen, um maximal 0,8 m überschritten werden, wobei ein Ab-

stand von mindestens 1,0 m zum Dachrand einzuhalten ist. 

 Bauweise 3.

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 22 BauNVO 

(1) Die Bauweise ist im zeichnerischen Teil in den jeweiligen Nutzungsschablo-

nen festgesetzt. 

(2) o = offene Bauweise: 

Es gilt die offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO. Die Gebäude sind 

mit seitlichem Grenzabstand und gemäß den Längenbeschränkungen des 

§ 22 Abs. 2 BauNVO sowie der Abstandsregelungen der LBO zu errichten. 

(3) Gemäß § 22 Abs. 2 S. 3 BauNVO sind Einzel- und Doppelhäuser gemäß der 

Eintragungen im zeichnerischen Teil (Nutzungsschablone) zulässig. 
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 Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflä-4.
che 

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO, § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB 

(1) Die überbaubare Grundstücksfläche ist im zeichnerischen Teil durch Bau-

grenzen festgesetzt. 

(2) Baugrenzen dürfen in geringfügigem Maß durch untergeordnete Bauteile im 

Sinne von § 5 Abs. 6 der Landesbauordnung überschritten werden.  

(3) Nach Baunutzungsverordnung zulässige Nebenanlagen sind außerhalb der 

überbaubaren Grundstücksflächen auf eine Gesamtgröße von 50 m² je 

Grundstück beschränkt. 

 Stellplätze, Garagen und Carports 5.

§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 BauNVO  

(1) Stellplätze, Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) sind auch außer-

halb der überbaubaren Grundstücksfläche, jedoch nur bis Tiefe der rückwärti-

gen Baugrenze – bezogen auf die Hauptzufahrtsseite des Grundstücks – und 

in den seitlichen Abstandsflächen zulässig.   

(2) An der Einfahrtseite von Garagen und überdachten Stellplätzen (Carports) ist 

ein senkrecht gemessener Mindestabstand von 5 m zur Straßenbegrenzungs-

linie der erschließenden Straße einzuhalten. Davon ausgenommen sind Car-

ports, sofern diese mindestens dreiseitig – darunter straßenseitig –  offen sind. 

(3) Vollständig erdüberdeckte Tiefgaragen sind auf den gesamten Grundstücks-

flächen zulässig. 

 Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 6.

§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB 

(1) In WA I sind maximal zwei Wohneinheiten pro Wohngebäude zulässig. 

 Verkehrsflächen 7.

§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 

(1) Die öffentliche Verkehrsfläche, die öffentliche Verkehrsfläche besonderer 

Zweckbestimmung, Bereiche ohne Ein- und Ausfahrten sowie die Straßenbe-

grenzungslinie sind im zeichnerischen Teil festgesetzt. 

(2) Die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung dient einem (beschränkt 

befahrbaren) Anliegerweg. 
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 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 8.
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

8.1 Bauzeitenbeschränkung 

Erforderliche Gehölzrodungen und Baufeldräumungen sind nur außerhalb der Vogel-

brutzeit, zwischen Anfang Oktober und Ende Februar, durchzuführen. 

8.2 Außenbeleuchtung 

(1) Für alle Einrichtungen zur Außenbeleuchtung (Straßen-, Hof-, Fassadenbe-

leuchtungen, usw.) und für Werbeanlagen sind ausschließlich insektenscho-

nende Leuchtmittel zulässig: gelbes Licht (Natriumdampflampen) oder warm-

weiße LED-Leuchten. Es sind insektendichte Lampengehäuse zu verwenden.  

(2) Die Außenbeleuchtung ist technisch auf eine der Nutzung angepasste Zeit-

dauer zu beschränken (z. B. durch Zeitschaltuhren, Dämmerungsschalter, 

Bewegungsmelder).  

(3) Die Leuchtkegel der Lampen sind nach unten abstrahlend gezielt auf die Nutz-

flächen auszurichten (z. B. Leuchten mit Richtcharakteristik, abschirmende 

Gehäuse). 

8.3 Oberflächenbelag von Wegen und Stellplätzen  

Der Oberflächenbelag von Stellplätzen sowie von freigeführten Fußwegen ist mit 

wasserdurchlässigen Belägen o.ä., die einen Abflussbeiwert von maximal 0,75 besit-

zen, herzustellen. Ausgenommen davon sind Fahrgassen. 

8.4 Dachbegrünung 

Flachdächer von Hauptgebäuden, Carports und Garagen sind dauerhaft mit einer 

durchwurzelbaren Substrathöhe von mind. 8 cm und einer artenreichen Mischung aus 

bodendeckenden, trockenheitsresistenten und pflegeextensiven heimischen Gräsern, 

Kräutern und Sedum-Arten zu begrünen (extensive Dachbegrünung).  

8.5 Monitoring 

In den drei Folgejahren nach Erschließung des Baugebiets sowie nach Abschluss der 

Bautätigkeiten sind die angrenzenden Waldbereiche auf Brutvorkommen von Grau-

spechten zu überprüfen. Es sind mind. zwei Begehungstermine innerhalb der metho-

dischen Wertungsgrenzen nach (Südbeck, et al., 2005) durchzuführen. Können die 

Arten dauerhaft nicht mehr festgestellt werden, sind nachsteuernde Maßnahmen zur 

Förderung der Arten erforderlich. 
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8.6 Bodenabstand von Zäunen 

Auf Baugrundstücken errichtete Zäunungen müssen einen offenen Abstand zum Bo-

den von mindestens 10 cm aufweisen.   

 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 9.
Bepflanzungen 

§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

(1) Auf privaten Grundstücken ist mindestens ein einheimischer Baum sowie zu-

sätzlich pro angefangene 400 m² Grundstücksfläche jeweils ein weiterer ein-

heimischer Baum anzupflanzen, dauerhaft zu unterhalten, zu pflegen und bei 

Abgang zu ersetzen.  

(2) Bestehende Bäume können angerechnet werden.  
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B  ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V. m. § 74 LBO Landesbauordnung Baden-Württemberg 

1. Äußere Gestalt baulicher Anlagen 

§ 74 Abs.1 Nr. 1 LBO 

1.1. Dachgestaltung 

(1) Als Dachformen von Hauptgebäuden sind zulässig: Sattel-, Walm-, Flach- und 

Pultdächer.   

(2) Sattel- und Walmdächer sind mit einer Dachneigung von mindestens 25 Grad 

und höchstens 45 Grad auszuführen. Für Pultdächer beträgt die maximale 

Dachneigung 20 Grad. 

(3) Garagen, Carports und Nebenanlagen sind in der Dachform dem Hauptge-

bäude anzupassen oder mit Flachdächern auszuführen.  

(4) Glasierte, reflektierende oder blendende Materialien sind als Dachdeckung 

unzulässig. Ausgenommen hiervon sind der Sonnenenergienutzung dienende 

Materialien. 

1.2. Fassadengestaltung 

(1) Die Gebäudeaußenflächen sind in Holz, Putz, Ziegel, Naturstein, Klinker, 

Sichtbeton und/oder Glas auszuführen.  

(1) Metallverkleidungen sind nur für untergeordnete Bauteile zulässig. 

2. Werbeanlagen  

§ 74 Abs.1 Nr. 2 LBO 

(1) Werbeanlagen sind nur an der Stätte eigener Leistung zulässig. Fremdwer-

bungen sind nicht zulässig.  

(2) Werbeanlagen an Fassaden sind mit maximal 1 m² je Gebäude zulässig. Frei-

stehende Werbeanlagen sind nur in Form von maximal einem bis zu 1 m² 

großen Schild je Grundstück zulässig. 

(3) Unzulässig sind Werbeanlagen mit nach oben abstrahlendem, wechselndem 

und bewegtem oder laufendem Licht und Booster (Lichtwerbung am Himmel).  
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(4) Indirekte Beleuchtung von Werbeanlagen ist zulässig, sofern davon keine 

Blendwirkung ausgeht und die planungsrechtlichen Festsetzungen zur Au-

ßenbeleuchtung beachtet werden.  

3. Grundstücksgestaltung 

§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO 

3.1. Gestaltung unbebauter Flächen der bebauten Grundstücke 

§ 74 Abs.1 Nr. 3 LBO i.V.m. § 9 Abs. 1 LBO 

(1) Nicht überbaute Flächen von Grundstücken, die keiner spezifischen Nutzung 

dienen, sind gemäß § 9 der Landesbauordnung zu begrünen.  

(2) Die Abdeckung von Flächen mit Steinen außerhalb eines Abstands von 0,5 m 

von Gebäuden (Ziersplitt, Schottergarten) ist nicht zulässig. 

3.2. Einfriedungen 

(1) Die Höhe der straßenseitigen Einfriedungen darf 1,20 m nicht überschreiten. 

Einfriedungen oberhalb einer Höhe von 0,80 m sind aus Hecken oder luft- und 

lichtdurchlässigen Strukturen, wie z.B. als Maschendraht- oder Stabgitterzaun 

herzustellen. 

Bezugspunkt ist jeweils die Höhe der Straßenoberkante im Bereich der Ein-

friedung. 

4. Versorgungsleitungen 

§ 74 Abs.1 Nr. 5 LBO 

Versorgungsleitungen sind als Erdkabel zu verlegen. 

5. Stellplatzverpflichtung 

§ 74 Abs. 2  LBO 

Die Anzahl der notwendigen Stellplätze ist auf mindestens 2 Stellplätze je Wohnein-

heit festgesetzt. Weitergehende Regelungen des § 37 LBO bleiben hiervon unbe-

rührt.   
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6. Anlagen zum Sammeln von Niederschlagswasser 

§ 74 Abs. 3 Nr. 2  LBO 

(1) Innerhalb des im Zeichnerischen Teil dargestellen „Bereichs für geplante Lei-

tungs-/ Entwässerungsgräben“ sind entsprechende Anlagen zur Entwässe-

rung von Niederschlagswasser zu errichten. Die exakte Anordnung und Aus-

dehnung der Gräben richtet sich nach der Erschließungsplanung und kann in-

nerhalb der gekennzeichneten Flächen variieren. 

(2) Die Leitungs- und Entwässerungsgräben sind von den jeweiligen Grundstück-

seigentümern zu erhalten, dauerhaft zu pflegen und von Bewuchs freizuhal-

ten. Einfriedungen sind hangseitig (südlich) der Gräben unzulässig. 

(3) Die Flächen der Leitungs-/ Entwässerungsgräben sowie deren Zugänglichkeit 

sind diese durch Grunddienstbarkeiten (Geh- und Leitungsrechte) zu sichern.  
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C HINWEISE 

1. Bauen in Waldnähe 

Aufgrund der räumlichen Nähe des Plangebiets zum Waldrand sollten aus Sicher-

heitsgründen Kamine von Gebäuden nachweislich gegen Funkenflug gesichert wer-

den. 

2. Telekommunikationslinien 

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom.  

Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen 

Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im 

Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien je-

derzeit möglich ist. Es ist deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführenden vor 

Beginn der Arbeiten über die Lage der zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhande-

nen Telekommunikationslinien der Telekom informieren. Die Kabelschutzanweisung 

der Telekom ist zu beachten. 

Auf §77i Abs.7 TKG (Diginetzgesetz), nach dem im Rahmen der Erschließung von 

Neubaugebieten durch die Kommune stets sicherzustellen ist, dass geeignete passi-

ve Netzinfrastrukturen, ausgestattet mit Glasfaserkabeln, bedarfsgerecht mitverlegt 

werden, wird verwiesen.  

Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinie-

rung mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es 

notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungspl-

angebiet so früh wie möglich, mindestens 9 Monate vor Baubeginn, schriftlich  bei der 

Telekom angezeigt werden (die Kontaktadresse lautet: Deutsche Telekom Technik 

GmbH; Postfach 10 01 64; 76231 Karlsruhe; T-NL-SW.PTI-31@telekom.de).  

3. Schutz von Kleinlebewesen und Insekten  

Zum Schutz von Kleinlebewesen und Insekten wird empfohlen, Gartenflächen mög-

lichst blütenreich anzulegen. Weiterhin sollte auf den Einsatz von Mährobotern ver-

zichtet werden, da diese eine Gefahr für alle Kleinlebewesen und Insekten darstellen.  
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4. Altlasten 

Zum Zeitpunkt der Bebauungsplan-Aufstellung sind im Bodenschutz- und Altlastenka-

taster keine Altlasten im Plangebiet verzeichnet.    

Sollten bei Grabarbeiten arganaleptische (geruchliche oder farbliche) Auffälligkeiten 

festgestellt werden, ist die untere Bodenschutzbehörde unverzüglich zu benachrichti-

gen. Ggf werden Maßnahmen zur Sanierung notwendig. 

5. Stromversorgung 

Zur Vermeidung von Schäden an Versorgungsleitungen werden die Baufirmen gebe-

ten, entsprechende Lagepläne einzuholen. Lagepläne müssen rechtzeitig vor Baube-

ginn bei der Netze BW GmbH angefordert werden (Netze BW GmbH; Meisterhausstr. 

11; 74613 Öhringen; Tel. (07941)932-386; Fax.(07941)932-366; NSG-Baden-

Franken-leitungsauskunft@netze-bw.de). 

Innerhalb des Plangebiets ist auf der in der Planzeichnung eingetragenen Teilfläche 

ein Verteilerschrank zur Stromversorgung notwendig. Hierzu ist Die konkrete Anord-

nung und Dimensionierung erfolgt im Rahmen der Erschließungsplanung in Abstim-

mung mit Netze BW.   

6. Grundwasserschutz

Das Plangebiet liegt in der Zone III, am Rand zur Zone II des Wasserschutzgebietes 

"WSG QUELLEN GRÄFENHAUSEN, Gemeinde Birkenfeld" (LUBW-Nr.: 236-222). 

Die Bestimmungen der entsprechenden Rechtsverordnung sind einzuhalten.   

Bei Neu,- Um,- und Ausbau von Straßen sind Schutzvorkehrungen gegen eine Ver-

unreinigung des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige Veränderung seiner 

Eigenschaften zu treffen. Das Anlegen von Drainagen und Vorflutgräben ist nur zu-

lässig zum Herausleiten aus dem Schutzgebiet. Dies bedeutet, dass diese dann an 

Schmutz- oder Regenwasserkanäle anzuschließen sind, die aus dem Schutzgebiet 

hinausführen. Eine Ableitung in östlicher Richtung ist unzulässig, da sich hier die Zo-

ne II des Wasserschutzgebietes Quellen Gräfenhausen befindet. 

Wärmepumpen sind nach der Wasserschutzgebietsverordnung verboten. Hierzu zäh-

len Grundwasserpumpen als auch Erdreichwärmepumpen. 

Hinsichtlich potentieller Gefährdungen mit Prüfungsbedarf wird auf das DVGW Ar-

beitsblatt W 101 verwiesen. 

Bei dem hier genutzten Grundwasserleiter handelt es sich um einen Karst-/ Kluft-

grundwasserleiter. Demnach ist von einem komplizierten Fließgeschehen entlang von 

Klüften, Spalten und Hohlräumen auszugehen, wobei sehr hohe Grundwasserfließ-

geschwindigkeiten vorliegen können. Für solche Grundwasserleiter wurden für die 
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Abgrenzung von Wasserschutzgebieten bzw. der jeweiligen Wasserschutzgebietszo-

nen Ersatzkriterien definiert, die zu einer praktikablen Dimensionierung aber auch zu 

einem verminderten Schutz führen. Daraus folgt, dass bei Wasserschutzgebieten für 

Karst-/Kluftgrundwasserleiter auch von Bereichen innerhalb der Schutzzone III die 

Fließzeit des Grundwassers weniger als 50 Tage zu den Fassungen betragen kann. 

Da das Gelände leicht abfallend ist, kann das Vorhandensein von Schichtwässern 

nicht ausgeschlossen werden. Um eine genaue Aussage über mögliche beim Bau 

notwendige Grundwasser-Haltungsmaßnahmen treffen zu können, sollten Bauherren 

ein Baugrundgutachten erstellen lassen. 

7. Niederschlagswasserbeseitigung

Bei der Beseitigung des anfallenden Niederschlagwassers in der Er-

schließungsfläche ist zu beachten, dass das unverschmutzte Oberflächenwasser 

durch Versickerung auf dem Baugrundstück oder durch ortsnahe Einleitung in ein 

Oberflächengewässer zu beseitigen ist, wenn dies schadlos und mit vertretbarem 

Aufwand möglich ist. Nach der Verordnung des Ministeriums für Umwelt und Verkehr 

zur dezentralen Niederschlagswasserbeseitigung vom 22.03.1999 sind vor der Ablei-

tung zu einem Gewässer die Möglichkeiten zur Rückhaltung zu nutzen. Dabei ist an-

zustreben, dass der Abfluss von dem bebauten Grundstück nicht größer wird als vom 

unbebauten Grundstück. 

Im vorliegenden Fall sind in den angrenzenden Bereichen keine Entwässerungsanla-

gen mit Regenwasserkanälen und keine Gewässer zur Vorflut vorhanden, in welchen 

schadlos oder mit vertretbarem Aufwand das Niederschlagswasser abgeleitet werden 

könnte. Auch zukünftig ist eine Verlegung eines zusätzlichen Regenwasserkanals 

nicht möglich. Aus vergleichbaren Baumaßnahmen ist aufgrund der geologischen 

Randbedingungen auch die Versickerung von Niederschlagswasser auf den privaten 

Erschließungsflächen nicht sinnvoll umzusetzen. 

Da die oben genannten Maßnahmen nicht vertretbar umgesetzt werden können, ist 

eine Entwässerung im Mischsystem erforderlich.  

Der Einfluss der neuen Baufläche auf die Ortskanalisation und die Re-

genwasserbehandlungsanlage RÜB Dennach ist im Rahmen der Entwässerungspla-

nung nachzuweisen und mit dem Landratsamt Karlsruhe, Umweltamt, abzustimmen. 

Der Anschluss von Drainagen an die Mischwasserkanalisation ist nicht zulässig. 

 

 


